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Die Verwirklichung einer gleichberechtigten Teilhabe in der Gesell-
schaft gilt in unserem Land für alle Menschen. Niemand darf auf-
grund seiner Herkunft, seiner Kultur, seiner Muttersprache, einer 
Behinderung, seines Geschlechts oder Alters benachteiligt werden. 
Diese Teilhabe, obwohl von der Verfassung garantiert, muss weiterhin 
erkämpft, behauptet und neu gestaltet werden.
Um die eigenen Fähigkeiten, Talente und Ideen als ein aktives Mit-
glied in unserer Gemeinschaft einzubringen, spielt der Grad der indi-
viduellen Selbstbestimmung und Eigenverantwortung in Wechselwir-
kung mit den gesellschaftlichen Vorraussetzungen und Entwicklungen, 
eine entscheidende Rolle.
Teilhaben und selbstbestimmt leben erfordert die Möglichkeit der 
Wahl zwischen annehmbaren Alternativen bei der eigenen Lebensge-
staltung in allen Lebensbereichen.
Auch Menschen mit Behinderungen können ihre Kreativität und Ori-
ginalität nur dann zur Entfaltung bringen, wenn sie ihr Leben selbst-
bestimmt entwickeln und gestalten, um in partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit mit Anderen unsere Gesellschaft mit ihren Fähigkeiten zu 
bereichern.

„Selbst zu bestimmen heißt, auszuwählen und Entscheidungen zu 
treffen!“. 

Unter dieser Überschrift haben Menschen mit Lernschwierigkeiten in 
der Duisburger Erklärung (1994) ihre Vorstellungen von einem selbst-
bestimmten Leben formuliert. Im Einzelnen heißt es dort: 

„Wir möchten die Wahl haben, in welche Schule wir gehen: zusammen mit 
Nichtbehinderten in die allgemeine Schule oder in die Schule für geistig behin-
derte. Wir möchten die Wahl haben, wo und wie wir wohnen: mit den Eltern, 
zu zweit oder mit Freunden, im Wohnheim, in einer Außenwohngruppe oder 
Wohngemeinschaft. Es soll auch betreutes Wohnen geben. Wir möchten mehr 
Mitbestimmung bei der Arbeit – in der Werkstatt für Behinderte oder in anderen 
Betrieben. Wir wollen richtige Arbeitsverträge. Wir möchten soviel Geld verdie-
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nen, wie man zum Leben braucht. Wir möchten überall dabei sein! Im Sport, in 
Kneipen, im Urlaub, wie jeder andere auch. Wir möchten über Freundschaft und 
Partnerschaft selbst entscheiden. Es soll leichter sein, sich zu tre� en oder sogar 
zusammenzuleben.“ 

Diese Formulierungen stimmen weitgehend mit der Definition der 
Independent Living Bewegung überein:

„Selbstbestimmt leben heißt, Kontrolle über das eigene Leben zu haben, ba-
sierend auf der Wahlmöglichkeit zwischen akzeptablen Alternativen, die die 
Abhängigkeit von den Entscheidungen anderer bei der Bewältigung des Alltags 
minimieren. Das schließt das Recht ein, seine eigenen Angelegenheiten selbst 
regeln zu können, an dem ö� entlichen Leben der Gemeinde teilzuhaben, ver-
schiedenste soziale Rollen wahrnehmen und Entscheidungen fällen zu können, 
ohne dabei in die psychologische oder körperliche Abhängigkeit zu geraten“ 
(zit. nach Schönwiese, 2003, S. 1).

Der Gesetzgeber folgte den oben wiedergegebenen Vorstellungen von 
Menschen mit Behinderungen zunächst mit der 1994 durchgesetzten 
Ergänzung von Artikel 3 des Grundgesetzes um den Satz 
„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“.

Sieben Jahre danach trat im Juli 2001 das Sozialgesetzbuch IX zur 
„Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen“  in Kraft. 
„Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft“ (ebd., § 1) wurden damit als die Ziele bestimmt, an denen die 
Leistungen zur Teilhabe, auf die Menschen mit Behinderungen einen 
Anspruch haben, auszurichten sind. Ihnen wird bei „der Entscheidung 
über die Leistungen und bei der Ausführung der Leistungen zur Teilhabe“ ein 
Wahlrecht eingeräumt, nach dem den „berechtigten Wünschen der Leis-
tungsberechtigten entsprochen“ wird (§ 9 Abs. 1 SGB IX).

Im März 2009 ratifizierte die Bundesregierung das „Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen“ (UN-BRK). Danach sind wir heute durch internationales 
Recht verpflichtet, „den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu 
fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewoh-
nenden Würde zu fördern“ (Artikel 1). 
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Die Achtung der „Individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene 
Entscheidungen zu tre� en“ (Artikel 3) , gehört dabei zu den Grundsätzen.
Möglichkeiten und Chancen betrieblicher Qualifizierung wie Ausbil-
dung und Arbeit sind für die meisten Menschen ein wichtiger Teil des 
Lebens. Gerade für Menschen mit Behinderungen kann die Teilhabe 
am allgemeinen Arbeitsleben einen gleichberechtigten Platz in der 
Gesellschaft und soziale Anerkennung ermöglichen.

Im Übergang von der Schule in eine Qualifizierung bzw. Ausbildung 
werden für Jugendliche mit Behinderungen weitreichende Entschei-
dungen für den weiteren Lebensweg getroffen. Für sie besteht nach 
wie vor das Risiko, langfristig beruflich benachteiligt und von sozialer 
Exklusion betroffen zu sein.
Diese Situation ist nicht mit der UN-BRK zu vereinbaren. Denn nach 
Artikel 27 dieser Konvention geht es nicht lediglich darum, ob eine 
Person einer Beschäftigung nachgeht, sondern darum, ob diese 
Beschäftigung „in einem o� enen, integrativen und für Menschen mit Behin-
derungen zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder 
angenommen“ worden ist.
In Bezug auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen 
mit Behinderungen sind dabei vor allem Arbeitsmöglichkeiten in Be-
trieben des allgemeinen Arbeitsmarktes zu entwickeln.

Ein nahtloser Wechsel in die betriebliche Ausbildung und auf den 
ersten Arbeitsmarkt stellt für viele Jugendliche mit Behinderung 
eher die Ausnahme dar. Die Rahmenbedingungen für einen solchen 
Übergang haben sich in der vergangenen Zeit mit der Einführung des 
Persönlichen Budgets und der Möglichkeit einer betrieblichen Qua-
lifizierung als Unterstützte Beschäftigung (UB) gerade für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten, erweitert.
Die Unterstützte Beschäftigung wurde für Personen entwickelt, die bei 
einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen un-
terfordert wären, den Anforderungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
jedoch nicht ohne Weiteres gerecht werden können. Mit der Unter-
stützten Beschäftigung sind für sie betriebliche sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsverhältnisse eine berufliche Option. Sie umfasst eine 
individuelle betriebliche Qualifizierung sowie – im Bedarfsfall – auch 
eine Berufsbegleitung. 

Es gilt der Grundsatz: „Erst platzieren, dann quali� zieren.“ 
Das Unterstützungsangebot soll für die zu qualifizierende Person 
einen möglichst passgenauen Arbeitsplatz entwickeln.
Hierfür werden die betrieblichen Anforderungen mit den Fähigkeiten 
und dem Lernzuwachs des zu Qualifizierenden mit einer personen-
zentrierten Begleitung schrittweise verglichen und angepasst. Die 
Unterstützte Beschäftigung ist seit 2008 als Leistung zur Teilhabe am 
Arbeitsleben im Sozialgesetzbuch IX § 38a verankert.

Durch Unterstützte Beschäftigung und der Möglichkeit sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsverhältnisse zu erreichen, wird auch zur 
Personalbedarfsdeckung in Betrieben des ersten Arbeitsmarktes 
beigetragen. Sie wirkt somit auch dem bestehenden Fachkräfteman-
gel entgegen.
Für die Menschen mit Behinderungen steht, neben dem Bedürfnis die 
eigenen Fähigkeiten in die betrieblichen Abläufe einzubringen und 
weiter zu entwickeln, der Wunsch, mit ihrem Beschäftigungsverhältnis 
ihren Lebensunterhalt selbst zu verdienen.

Die Finanzierung einer Unterstützten Beschäftigung sollte nicht als 
Sachleistung sondern durch das Persönliche Budget erfolgen, weil 
diese relativ neue Leistungsform den angestrebten betrieblichen und 
personenorientierten Zuschnitt ermöglicht und in besonderer Weise 
geeignet ist, Menschen mit Behinderungen als gleichberechtigte und 
aktive Partner einzubeziehen.

Seit Anfang 2008 haben behinderte oder von Behinderung bedrohte 
Menschen gemäß § 17 SGB IX einen Rechtsanspruch darauf, dass 
ihnen zustehende Leistungen zur Teilhabe nicht nur in Form der 
Sachleistung, sondern auch in der Leistungsform des Persönlichen 
Budgets ausgeführt werden, sofern sie dies wünschen. Bei der Sach-
leistung erhalten sie die Unterstützung von einer Einrichtung (z.B. ei-
ner Werkstatt für behinderte Menschen). Das Geld für diese Leistung 
wird vom Leistungsträger – beispielsweise der Bundesagentur für Ar-
beit – dieser Einrichtung zur Verfügung gestellt. Mit dieser Transak-
tion hat der Leistungsempfänger – also der Mensch mit Behinderung 
– nichts zu tun. Bei der Leistungsform des Persönlichen Budgets 
ändern sich diese Verhältnisse grundlegend, weil Leistungsberech-
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tigte das für ihre Unterstützung notwendige Geld selbst erhalten. Mit 
diesem Geld können sie sich die Leistungen von Einrichtungen oder 
Personen ihrer Wahl einkaufen und die eigene Unterstützung selbst 
organisieren. Durch das Persönliche Budget werden Menschen mit 
Behinderungen zu Kunden mit eigener Kaufkraft und gewinnen die 
damit verbundene Selbstbestimmung.

Exemplarisches Beispiel einer gelungenen betrieblichen Integration 
für eine junge Frau mit Lernschwierigkeiten:
Im Projekt “Win-Win für Pankow“ wurden persönliche Budgets einge-
setzt, um durch betriebliche Qualifizierungsformen ausbildungs- und 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse zu errei-
chen. Angeleitete betriebliche Praxis, Unterricht in Kleingruppen und 
ambulante Hilfen (sozialpädagogische Begleitung, Jobcoaching und 
betriebliche Integrationsberatung) waren dabei die budgetfinan-
zierten Unterstützungsleistungen. Damit diese Leistungen greifen 
und die Teilhabe gelingt, müssen sie koordiniert eingesetzt und am 
Unterstützungsbedarf des Einzelfalls ausgerichtet werden. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass der Einzelfall nicht nur aus der Person 
des Budgetnehmers bzw. der Budgetnehmerin besteht. Die Mitar-
beiterInnen des Betriebes, in dem die fachpraktische Qualifizierung 
stattfindet und andere Bezugspersonen wie z.B. Eltern und Freunde, 
können für den Verlauf des Qualifizierungs- und Integrationsprozes-
ses relevant sein. Ihre Einstellungen zum Persönlichen Budget und 
zum angestrebten Teilhabeziel sind dafür entscheidend, ob sie eine 
positive, neutrale oder auch negative Rolle bei der Umsetzung des 
Persönlichen Budgets einnehmen. 

Über diese Zusammenhänge ist nur wenig bekannt. Wir wissen kaum 
etwas über die Auswirkungen, die das Persönliche Budget zur Teilha-
be am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderungen und ihr betrieb-
liches sowie soziales Umfeld hat. 
Es gibt zudem kaum Aussagen darüber, ob die im Einzelfall zwischen 
den Kostenträgern und den BudgetnehmerInnen vereinbarten Teilha-
beziele tatsächlich erreicht werden konnten und wie die budgetfinan-
zierten Unterstützungsleistungen von den BudgetnehmerInnen selbst 
und ihrem sozialen Umfeld hinsichtlich ihrer Wirkung beurteilt wer-
den. Gerade diese Aussagen sind aber notwendig, um die Qualität 

von Budgetangeboten zu verbessern und sie so zu gestalten, dass 
sie ihren Zweck besser erfüllen.

Um hier einen Anfang zu machen, haben wir den Qualifizierungs- und 
Integrationsverlauf einer jungen Frau rekonstruiert, die eine Schule 
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt besucht hat und durch 
das Persönliche Budget eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung in einem Betrieb des allgemeinen Arbeitsmarktes erreichen 
konnte. Weil diese Rekonstruktion aus den Perspektiven unter-
schiedlicher Akteure vorgenommen wird, gerät das für den Qualifi-
zierungs- und Integrationsprozess relevante soziale Netzwerk in den 
Blick. Die Einstellungen und Erwartungen der Beteiligten werden da-
durch ebenso erkennbar wie die Wechselseitigkeit ihrer aufeinander 
bezogenen Handlungen, die letztendlich zum erfolgreichen Verlauf 
der betrieblichen Integration beitrugen. 

Literaturhinweise:

Schönwiese, V., 2003, Selbstbestimmt leben - eine Herausforderung für Professi-
onelle?

Duisburger Erklärung, 1994, in: Bundesvereinigung der Lebenshilfe für Men-
schen mit geistiger Behinderung
(Hrsg.), Selbstbestimmung. Kongreßbeiträge, S. 10-11, Marburg
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Martha H. ist eine junge Frau von 22 Jahren. Nach dem Schulbesuch 
in einer Schule mit dem Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung  
führte sie in den ersten beiden Jahren eine betriebliche Qualifizie-
rung als Unterstützte Beschäftigung mit dem Persönlichen Budget 
durch. Im Anschluss ist es ihr gelungen in ein sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis zu wechseln. Insgesamt arbeitet sie nun-
mehr seit ca. 4 Jahren in einem Betrieb des ersten Arbeitsmarktes.

Wie konnte dies gelingen? Wer war daran maßgeblich beteiligt? Wie 
haben die Beteiligten den Verlauf erlebt? Was war förderlich und was 
hat gebremst?

Darauf wollen wir unseren Blick richten und dabei auch die Beteilig-
ten zu Wort kommen lassen. 

Dies sind natürlich Martha Heinze selbst, der betriebliche Anleiter, 
Herr Kaiser, die Mutter Frau Heinze, die ehemalige Lehrerin Frau 
Wichert und der Integrationsbegleiter des Qualifizierungsträgers Herr 
Konradi.

Namen, Orte und relevante Angaben wurden zum Schutz und der 
Wahrung der Anonymität der Beteiligten verändert.

Der berufliche Weg von 
Martha Heinze
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DER VORLAUF
In den letzten Jahren des Schulbesuchs an einer Schule mit dem 
Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung nahm Martha Heinze an 
verschiedenen mehrwöchigen Praktika in Betrieben des allgemeinen 
Arbeitsmarktes teil, davon zweimal in einem Gärtnereibetrieb. Dabei 
erlebte sie die Unterstützung der LehrerInnen in unterschiedlicher Art 
und Weise. Sie selbst erzählt darüber:

„Also ich bin ja in der Schule in zwei verschiedenen Klassen gewesen….und die 
ersten Lehrer waren sehr zuverlässig und haben mich machen lassen: „Mach 
das Praktikum, wenn du möchtest.“ Und dann in der anderen Klasse, die Lehre-
rin war davon nicht überzeugt. ‚Das hilft nicht.‘ Sie war nicht damit einverstan-
den und wollte nicht, dass ich rausgehe sozusagen.“

Im Curriculum der Schule sind Praktika in einer Werkstatt für behin-
derte Menschen verpflichtend. Dies legte man auch Martha Heinze 
nahe, jedoch ist es ihr irgendwie gelungen dort kein Praktikum zu 
machen. Ihre Erfahrung beschränkt sich auf eine Besichtigung wäh-
rend eines Schulausfluges.

„Erst fand ich’s natürlich cool, weil arbeiten und so, da kannte ich ja noch nichts 
anderes...aber 30 Schrauben zusammendrehen, das scha� t ja wohl, also das ist 
mir zu ...viel Spaß, können sie alleine machen!“

Frau Konradi arbeitete in Marthas Heinzes Schule als Lehrerin und 
meint:

„Martha ist die einzige Schülerin unserer Schule, die nicht in ’ner Werkstatt im 
Praktikum war. Eigentlich muss das jeder Schüler mindestens drei Wochen 
durch laufen, aber sie war nur einmal kurz da. Martha hat sich vehement ge-
weigert.“

Im Endeffekt hatte Martha H. das Glück, dass sie diesbezüglich durch 
die meisten ihrer LehrerInnen Unterstützung erfuhr, nach dem Motto: 
‚Warum müssen wir sie zwingen, wenn sie andere Vorstellungen hat, dann soll 
sie schaun, ob sie da besteht.‘

Martha H. arbeitete früher gerne mit ihrem Großvater im Garten und 
lernte dort viele Pflanzen und deren Pflege kennen. Sie wollte später 
einmal Gärtnerin werden. Die beiden Schülerbetriebspraktika in zwei 
verschiedenen Gärtnereibetrieben waren erfolgreich verlaufen und 
konnten ihre berufliche Richtung bestätigen.

In Martha`s letztem Schulbesuchsjahr kamen VertreterInnen eines 
sozialen Projektes eines Qualifizierungsträgers an die Schule, das es 
sich zur Aufgabe gemacht hatte, 
Schüler und Schülerinnen mit Lernschwierigkeiten bei ihren Schü-
lerbetriebspraktika zu unterstützen und zu begleiten und praktische 
und soziale Erfahrungen in Betrieben des ersten Arbeitsmarktes zu 
erwerben. Dabei sollte es jedoch nicht bleiben. Ziel war die Be-
reitschaft des Betriebes nach dem Schulabschluss für die jeweilige 
Schülerin bzw. Schüler einen Qualifizierungsplatz als Unterstützte 
Beschäftigung einzurichten, möglichst mit der Option im Anschluss in 
ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis zu wechseln. Die 
zweijährige Qualifizierung sollte vom Qualifizierungsträger mit dem 
Persönlichen Budget durchgeführt werden.
Die Schulleiterin war für dieses Angebot offen, zudem zeichnete sich 
relativ schnell ab, dass an der Schule LehrerInnen von sich aus schon 
für Praktika der SchülerInnen auf dem ersten Arbeitsmarkt die Füh-
ler ausgestreckt und gesagt hatten: „Das müsste doch möglich sein, das 
könnte doch…“

Sie fanden die Projektidee toll und wollten sie unterstützen. Es gab 
allerdings unter ihnen auch einige skeptische Kolleginnen. 
Die VertreterInnen des Projektes lernten Martha H. kennen und waren 
der Meinung, dass für sie eine Werkstatt für behinderte Menschen 
keine berufliche Perspektive sein sollte, weil sie einfach viel zu fit 
war. Und auch Martha H. selbst sagte ganz klar: „Da will ich nicht hin! 
Da will ich nicht hin! Da will ich nicht hin!“

Martha H. wurde ganz normal im Alter von sechs Jahren in eine 
Grundschule eingeschult und wechselte nach einem Wiederholungs-
jahr zunächst in eine Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen. 
Vermutlich entwickelte sich durch eine Blockade im Lesen und 
Schreiben, Erwartungsangst und eine Anzahl von Fehltagen. 
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Eine Spirale, die verhinderte, dass Förderangebote griffen und in der 
Konsequenz den Wechsel zu einer Schule mit dem Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung zur Folge hatte. Im Verlauf ihrer Schul-
karriere wurde Martha also um zwei Schultypen nach unten relegiert. 
Das aktuelle medizinische Gutachten stuft Martha H. als Legasthe-
nikerin und grenzwertig zur geistigen Behinderung ein. Auch in der 
neuen Schule blieb das Lesen und Schreiben bis zum Schluss für 
Martha sehr problematisch. Dazu die ehemalige Lehrerin Frau Wi-
chert:

„Also sie hat sich bemüht, aber es funktionierte halt nicht. Dieser Druck, der 
auf ihr lastete, da hatte sie keine Chance, dem irgendwas entgegenzusetzen. 
Sobald ihr jemand über ’n Rücken schaut, wenn sie arbeitet, funktioniert nichts, 
das ist dann sinnlos. Eine wirklich tolle Kollegin hat ganz viele Programme 
probiert, war ganz behutsam und hat mit ihr alleine und ohne Druck gearbeitet 
und die sagte: „Da ist so eine Blockade, die kriegen wir nicht gelöst, nicht im 
Guten, nicht im Bösen, und so lange wir nicht wissen, was dieser Auslöser ist, 
kommen wir da nicht weiter, also wir müssen abwarten, was sie sagt.“

Die Ursachen für ihre Blockade sind weitgehend unbekannt. 
Martha H. haderte stark mit ihrer Diagnose und dem Schulwechsel. 
Während ihres Schulbesuches an der Schule mit dem Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung grenzte sie sich stark von den Mitschü-
lerInnen ab, wollte nicht zu dieser Klasse gehören. „Die sind behin-
dert“. Frau Wichert dazu:

„Wenn man ihr begegnet ist, lief sie nur mit dem Kopf nach unten, wenn man 
sie angesprochen hat, gab ’s vielleicht mal „Hallo“, oder „Guten Tag“, oder so 
und „keine Ahnung“, „weiß ich nicht“, „mir doch egal“, oder Schulterzucken, das 
waren so ihre Standardsachen. Sie hat alles über sich ergehen lassen, wenn 
man sie gefragt hat: „Willst du mit zum Schwimmen kommen? Oder will‘ste 
lieber das?“, „Keene Ahnung, mir egal.“ Nach dem Motto: „Das steh ich jetzt 
durch, egal was sie mit mir machen, und danach geh ich nach Hause.“ 

Die Abgrenzung zu den MitschülerInnen trug sicherlich dazu bei, 
sich auch zu den Beschäftigten in einer WfbM zu distanzieren. Und 
da war Martha H. ganz klar in ihren Aussagen, ihr Wunsch war ein 
Arbeitsplatz in einem ‚normalen‘ Betrieb mit ‚normalen‘ Kollegen und 
Kolleginnen.

Die MitarbeiterInnen des Projektes gaben Informationen zur Möglich-
keit einer betrieblichen Qualifizierung als Unterstützte Beschäftigung 
im Rahmen des Persönlichen Budgets an die SchülerInnen, Eltern und 
PädagogInnen weiter. Von der Möglichkeit eines Persönlichen Bud-
gets hatte man an der Schule zwar schon gehört, war aber mit den 
Einzelheiten nicht vertraut. Auch dass es möglich ist, den Berufsbil-
dungsbereich über das Persönliche Budget außerhalb von Werkstät-
ten für behinderte Menschen durchzuführen und wie man dies bean-
tragen kann, war für die Meisten eine neue Perspektive.
Die Informationen zum Persönlichen Budget und dass man da-
mit eventuell an einer betriebliche Qualifizierung teilnehmen kann, 
klangen gut. Direkt praktisch arbeiten und dabei lernend seinen Platz 
finden in einem Betrieb, schienen wie für Martha H. geschaffen. Sie 
wollte in den gärtnerischen Bereich. 

Im Grunde hatte eine Lehrerin den Betrieb akquiriert. Sie kannte die 
Gärtnerei, fand die MitarbeiterInnen dort sympathisch und wusste, 
dass Betriebe gesucht werden. Die MitarbeiterInnen standen nicht 
nur der Praktikumsanfrage aufgeschlossen gegenüber, sondern 
konnten sich auch vorstellen, jemanden längere Zeit zu qualifizieren 
und wenn das gut läuft, auch einzustellen. 
Beim Erstgespräch des Integrationsbegleiters des Qualifizierungs-
trägers mit dem Inhaber, erzählte dieser, dass zu ihnen hin wieder 
bereits ein junger Mann kommt, der nicht Lesen und Schreiben kann. 
Den kennen sie gut und da besteht eine Art Freundschaft. Daher war 
es ihm wichtig zu sagen: 

„Also das ist nicht das Kriterium, woran wir Menschen messen, wir wollen Mar-
tha Heinze gerne kennen lernen.“ 

Diese Haltung hat der Chef an die MitarbeiterInnen weiter gegeben 
und sie hat Martha H. den Start in das Arbeitsteam sicherlich er-
leichtert.

In ihrem bisherigen Leben brachte sie viel Energie auf, um Ihre 
Schwierigkeiten mit Buchstaben und Zahlen, bis auf wenige ‚Einge-
weihte‘, vor den meisten Menschen in ihrer Umgebung zu verbergen. 
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Zudem will sie möglichst verhindern, dass ihre amtlich bescheinigte 
Schwerbehinderteneigenschaft offenkundig wird. Sie achtet ganz 
genau darauf, wie jemand auf diese Informationen reagiert. 
Von diskriminierenden Erfahrungen ist sie sicherlich nicht verschont 
geblieben. Dies alles erfordert von ihr Vorsicht und Kreativität. 
Martha möchte auch mit ihren Einschränkungen ein normales Leben 
führen und (er)fand ganz eigene Möglichkeiten, sich ihre Umwelt zu 
erschließen. 
Eine davon bezeichnet ihre Mutter als ‚fotografisches Gedächtnis‘. So 
kann sie wiederkehrende Worte erkennen und zuordnen, im Compu-
ter findet sie relativ schnell Informationen, beispielsweise Neues zu 
ihrer Lieblingsfernsehserie. Ihre Mutter bemerkt: 

„Die neueste Möglichkeit, die sie jetzt für sich entdeckt hat, wenn ihr jemand 
schreibt auf’m Handy – also eine Freundin war letztens so erstaunt ... da hat sie 
’n Google-Translator gefunden, der ihr vorliest, was der andere geschrieben hat 
und sie spricht dann ihre Antwort rauf und die wird dann eingefügt. Ich meine, 
wenn sie nicht ganz deutlich spricht, schreibt er ’n falsches Wort, dann gab ’s 
auch schon mal so Fragezeichen: „Was meinst Du?“ und dann hat sie’s noch 
mal wiederholt.“

So nutzt Martha H. die heutigen technischen Möglichkeiten, um zu 
schreiben. Ihre kreativen Problemlösungstechniken können jedoch 
nicht alle alltäglichen Ansprüche kompensieren, insbesondere inner-
halb einer beruflichen Tätigkeit waren neue Erfahrungen und Anfor-
derungen zu erwarten. Der Integrationsbegleiter und die KollegInnen 
im Praktikumsbetrieb hatten Kenntnis über ihre individuellen Vorr-
aussetzungen. Der Betrieb war über die Art der Durchführung einer 
Qualifizierung als Unterstützte Beschäftigung mit dem persönlichen 
Budget informiert und über die eigenen Verpflichtungen und die 
flankierende Unterstützung der Integrationsbegleitung aufgeklärt. In 
einem vierwöchigen Praktikum sollte herausgefunden werden, ob eine 
solche Qualifizierung in diesem Betrieb möglich sein wird. Allerdings 
musste zuvor noch einen Hürde genommen werden. Die Schule 
hatte klare Richtlinien für Schulpraktika, zwei oder drei Wochen, nicht 
länger. Die geleistete Überzeugungsarbeit erwirkte letztendlich eine 
Ausnahmegenehmigung und das Erprobungspraktikum konnte star-
ten.
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DAS PRAKTIKUM

Martha H. fühlte sich von Anfang an im Mitarbeiterteam angenom-
men. Sie erzählt begeistert:
„Ja, das sind ja auch die Kollegen, da hilft jeder jedem. Das ist dann relativ ein-
fach gewesen, da rein zu kommen.“

Auch für Thomas Kaiser, den betrieblichen Anleiter, fügte sich Martha  
H. gut in das Team ein:

„Sie war natürlich auch total schüchtern, ne? Wenn ich das mitkriege, dann 
rede ich erstmal über irgendwelche Nebensächlichkeiten oder frage: 
‚Was hörste für Musik, komm lass mal hören!‘ Das Eis bricht hier total schnell 
und das war auch für Martha so, nach ’ner Woche war das Ding schon durch. 
Sie hat zwar ’n paar Fehler gemacht, wo wir erst mal gedacht haben: Auweia, 
auf Dauer darf so was nicht…., aber das haben wir dann ganz schnell in den 
Gri�  bekommen. Ich habe sie dann ’n Stück weit an die Hand genommen und 
ich meine, was sehr geholfen hat, war auch die Sympathie.“

Auch ihre fachlichen Kenntnisse erwirbt Martha H. auf ihre eigene Art 
und Weise und erklärt: 

„Wenn mir das einer zeigt, kann ich das sofort nachmachen. Ohne Probleme. 
Und das ist halt mein Vorteil sozusagen. P� anztopf mittig hinstellen, Jung-
p� anze rein, drehend Erde au� üllen und dabei leicht andrücken, abstreifen ... 
wär’ schlimm, wenn ich’s gleich könnte.“

Thomas Kaiser dazu:
„Sie sieht aufmerksam zu. Man erklärt ’s ihr, sie hört sich das an und versucht 
es umzusetzen. Und wenn ’s beim ersten, zweiten mal nicht gleich funktioniert, 
fragt sie nach. Sie hat viele Sachen, die vielleicht auch ’n bisschen schwieriger 
sind, z. B. die aufgegangenen Saatkeimlinge zu pikieren, das hat sie relativ 
schnell gelernt, indem sie einfach probiert. Wir haben natürlich geübt. Und so 
ist es mit ganz vielen Sachen.“

Am Ende des Praktikums war für alle Beteiligten klar, dass der gärt-
nerische Bereich für Martha H. eine berufliche Perspektive sein kann. 
Der Betrieb erklärte hierfür seine Qualifizierungsbereitschaft.

DIE AGENTUR FÜR ARBEIT UND DAS 
PERSÖNLICHE BUDGET

Noch während der Schulzeit finden für Schülerinnen und Schüler mit 
Förderschwerpunkten die Rehabilitationsberatungen bei der Agentur 
für Arbeit statt. Beim Erstgespräch kommunizierten Martha H. und 
ihre Mutter bereits, dass sie mit dem Persönlichen Budget eine be-
triebliche Qualifizierung machen und nicht in eine WfbM gehen will. 
Der zuständige Berater fand das allerdings nicht gut. 
Dazu die Mutter:

„Ja, also die Idee mit dem Persönlichen Budget eine betriebliche Quali� zierung 
in einer Gärtnerei zu machen, haben sie ziemlich stark abgelehnt. Ich weiß 
auch nicht, ob ’s an den Kosten lag oder dass sie keine Erfahrung hatten. Sie 
wollten de� nitiv, dass Martha drei Tage in der Woche theoriereduzierten Unter-
richt hat, mit ’ner Stützpädagogin im Nacken und an zwei Tagen in der Woche 
arbeiten. So wie ich ’s damals verstanden habe, sollte sie sich an den zwei Tagen 
ausprobieren, ob sie Koch oder Hauswirtschaft machen soll. Da hab ich gesagt, 
dass wir jetzt hier völlig aneinander vorbeireden. Und dann hieß es: ‚Wir müssen 
sowieso erst mal gucken, ob sie überhaupt GB (geistig behindert, Anmerkung 
der Redaktion) ist, wir machen ’nen Test und dann reden wir weiter‘ “

Und dann erfolgte das übliche Prozedere, die psychologische Be-
gutachtung, der PSU Test. Zu diesem Zeitpunkt war Martha H. noch 
Schülerin. Sie ist von dem Mitarbeiter des Qualifizierungsprojektes 
zur psychologischen Untersuchung begleitet worden, um sie zu stär-
ken und die zuständigen Psychologin darüber zu informieren, dass 
Martha H. bereits einige Praktika im ersten Arbeitsmarkt gemacht 
hatte und wie diese verlaufen waren. Diese wichtigen Informationen 
können die Einschätzung positiv beeinflussen.

Das Ergebnis des Gutachtens war dann die Empfehlung für eine 
Unterstützte Beschäftigung und nicht der Berufsbildungsbereich in 
der Werkstatt für behinderte Menschen. Die Psychologin konnte sich 
vorstellen, dass Martha H. es auf dem ersten Arbeitsmarkt schaffen 
kann. Der zuständige Rehabilitationsberater änderte durch das Gut-
achten seine Meinung. Er war mit dem Antrag auf ein persönliches 
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Budget zur Durchführung der Unterstützten Beschäftigung einver-
standen. Dazu noch einmal die Mutter:

„Der Mitarbeiter der Agentur hat mich dann noch persönlich gefragt, warum 
ich so ’n großes Interesse an der betrieblichen Quali� zierung habe, und da hab 
ich gesagt: ‚Weil ich weiß, wie schwierig es früher mit Martha war, aber sie hat 
sich jetzt so super entwickelt, dass ich denke, wenn sie von sich heraus so was 
möchte, das funktioniert und nicht, wenn es wieder von oben kommt‘ und 
dann sagte er: ‚Wir versuchen’s einfach mal durchzubekommen. Aber ich kann 
’s Ihnen nicht versprechen‘ “

Die zweijährige betriebliche Qualifizierung sollte vom erfahrenen Trä-
ger durchgeführt werden. Der dafür notwendige qualifizierungsbereite 
Betrieb war ja gefunden. Der Träger reichte sein erprobtes Qualifi-
zierungskonzept und den dazugehörigen individuellen Förderplan für 
Martha H. bei der Agentur ein. Für die Umsetzung im Rahmen des 
Persönlichen Budgets sind die Qualifizierungsschwerpunkte und der 
zeitliche Ablauf in einer Zielvereinbarung festgehalten. In der Regel 
sollte diese gemeinsam mit dem Budgetnehmer bzw. der Budgetneh-
merin erarbeitet werden. Oftmals werden diese Zielvereinbarungen 
jedoch bei beruflichen Förderungen von der Agentur für Arbeit vor-
formuliert. In diesem Fall war die Vorgabe aber in Ordnung. Martha 
und ihre Mutter als gesetzliche Betreuerin, unterschrieben sie nach 
Rücksprache mit dem Qualifizierungsträger. Die Mutter erinnert sich:

„Es gab so viele Schriftstücke, einmal Persönliches Budget, die Zielvereinbarung, 
Wiedereingliederungsschreiben und diese Teilhabe am weiß-ich-nich, es gab 
immer andere Begri� e, wo ich dachte: ‚Was ist das jetzt schon wieder?‘ Dann 
hat Herr Konradi immer gesagt: ‚Das ist so und so‘, also ich hab mich immer 
rückversichert bei ihm. Wir haben die Zielvereinbarung damals durchgearbei-
tet und auch für gut befunden, da war dann nichts mehr, was wir verändern 
mussten. Dann ging das relativ reibungslos. Ich denke, daran hatte auch Herr 
Konradi großen Anteil. Die Sachen die ich einreichen musste, hab` ich alle an 
ihn weitergegeben, er hat mit seinen Unterlagen das Paket fertig geschnürt und 
bei der Agentur eingereicht. Und dann kam relativ schnell die Bewilligung, dass 
wir das Budget machen können.“

DIE QUALIFIZIERUNG ALS 
UNTERSTÜTZTE BESCHÄFTIGUNG
Nach dem Schulabschluss blieb Martha H. noch ein Monat zur Er-
holung und dann konnte es losgehen. Während einer Unterstütz-
ten Beschäftigung sollen die Anforderungen des Betriebes mit den 
Vorraussetzungen, Ressourcen, dem fachlichen und überfachlichen 
Lernzuwachs des Qualifizierungsteilnehmers bzw. der -teilnehmerin 
abgeglichen und so ein möglichst stimmiges Passungsverhälnis zwi-
schen beiden entwickelt werden. Dies wird an vier Wochentagen im 
Betrieb und einem Unterrichtstag beim Qualifizierungsträger umge-
setzt. 
Schwerpunkte des Unterrichtstages sind die Vermittlung von Kultur-
techniken, Alphabetisierung, Rechnen, soziales Training und Praxis-
reflexion. Zunächst lehnte Martha H. auch hier die Teilnahme am 
Deutschunterricht ab. Die SozialpädagogInnen motivierten sie nach 
einiger Zeit zu einer Hospitation in diesem Fach. Daraufhin beteiligte 
sie sich im Unterricht und gab die Rückmeldung: ‚Das ist in Ordnung.‘

Sie wurde offensichtlich angenommen bzw. erhielt solche Aufgaben, 
die sie bewältigen konnte. Sich in dieser Kleingruppensituation im 
Deutschunterricht wohl zu fühlen, war sicherlich eine gute Erfahrung 
für Martha H.

Im Betrieb übernahm die praktische Anleitung überwiegend Herr 
Kaiser. Darüber hinaus vermittelte er ihr viel Überfachliches, z.B. im 
sozialen Miteinander im Kontext des Betriebes. Er sieht den prakti-
schen Lernzuwachs positiv:

Ich hab` sie ein Jahr lang hier wirklich alles machen lassen. Am Anfang war 
jetzt nicht viel. Aber dann ging das Schlag auf Schlag, P� anzgefäße vorberei-
ten, Arbeitsmaterial p� egen, P� anzennamen, jeweilige P� egemaßnahmen, 
dann  Stecklinge anlegen, was auch ziemlich wichtig ist. Sie hat so den ge-
samten Blick für den p� anzlichen Bereich bekommen. Martha ist aufmerksam 
gewesen, hat schnell gelernt, bis irgendwann die Kollegen schon meinten: „So, 
die muss jetzt alleine ran.“ Seitdem arbeitet sie wirklich sehr eigenständig.
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Martha H. beschreibt ihre fachlichen Herausforderungen so:

Das Pikieren war am Anfang nicht einfach. Da muss man echt aufpassen, die 
P� anzen sind noch ganz winzig und die kleinen Wurzeln zerreissen sehr schnell, 
aber das kriegt man auch hin mit der Zeit. Und die Namen der P� anzen...... das 
war gar nicht sooo schwierig, die Kollegen haben die deutschen Namen gesagt 
und ich hab´s mir gemerkt, nicht gleich, aber bald. Ich kenne auch einige 
lateinische Namen. Besonders die mit einem schönen Klang. Wässern mach ich 
besonders gerne, weil es schön ist, wenn die P� anzen sich wieder nach oben 
strecken können. 

Sie wurde im Laufe der Qualifizierung fast allen fachlichen Heraus-
forderungen gerecht. Zudem erlebten die Kolleginnen Martha H. als 
äußert aufmerksam und hilfsbereit.  

Die direkte Kundenbetreuung gehört in der Regel zu den Arbeits-
schwerpunkten der MitarbeiterInnen des Gärtnereibetriebes. In 
diesem Bereich übernahm Martha H. jedoch kaum Aufgaben. Eine 
große Anzahl der Kundenaufträge wird schriftlich aufgenommen 
und dann an die ausführenden KollegInnen weitergegeben. Da sich 
viele der Aufträge wiederholen, konnte Martha H. diese ‚lesen‘ bzw. 
interpretieren. Eine Kollegin arbeitete oft neben ihr und informierte 
sich über den Inhalt des jeweiligen Auftrages, um ihn, falls notwendig,  
vorzulesen bzw. zu besprechen. In der Anfangszeit der Qualifizierung 
unternahmen einige KollegInnen den Versuch Martha H. das Lesen 
und Schreiben beizubringen. Sie selbst wollte das nicht so gerne. 
Eine Kollegin dazu:

„Wir wollten am Anfang noch mit ihr trainieren, lesen, schreiben, so grund-
legende Sachen p� anzenbezogen, Aufträge und so. Also Martha kann sich 
Sachen merken, und wenn sie was will, denn kriegt sie das auch hin, dann kann 
sie auch gewisse Sachen schreiben, vielleicht auch lesen oder verstehen, also … 
ansatzweise jedenfalls. Vielleicht fehlt mir ’n Stück weit die Sichtweise für diese 
Krankheit, so dass ich das einfach noch nicht so richtig verstehen kann. Ich 
denke halt, man kann vieles mit Fleiß.“

Der Integrationsbegleiter musste dann intervenieren, um deutlich zu 
machen, dass schon größere Probleme vorliegen und Martha H. trotz 
jahrelanger professioneller Unterstützung durch fachlich kompetente 

SozialpädagogInnen große Mühe hat, das Vermittelte anzuwenden. 
Dennoch ist sie von den KollegInnen nie gekränkt worden nach dem 
Motto: „Kannste das etwa nicht?“, sie wurde als Person und für ihre Leis-
tungen geachtet. Martha Heinze sagt dazu:

„Natürlich merkt man das schon, aber die Kollegen behandeln mich ganz nor-
mal. Eigentlich bin ich auch normal.“

Um die Qualifizierung erfolgreich fortzusetzen, brachte Martha H. 
mit Sicherheit Engagement und Talent bei der Bewältigung ihrer 
Arbeitsaufgaben ein. Im Laufe der gemeinsamen Erfahrungen im 
Arbeitsteam wurde schrittweise herausgefunden, welche Aufgaben 
sie aufbauend selbstständig lösen konnte und an welchen Stellen, 
durch die fehlenden Fähigkeiten im Lesen und Schreiben, die Un-
terstützung der KollegInnen notwendig war. In dem gärtnerischen 
Betrieb arbeiten insgesamt neun Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Damit die Arbeitsabläufe relativ stressfrei gelingen, müsse es auch im 
zwischenmenschlichen Miteinander passen, meint Herr Kaiser:

„Das ist halt das Schöne bei uns und da hatte Martha vielleicht einfach mal 
ganz großes Glück, dass wir hier ’ne gute Truppe sind, die also wirklich alle sehr 
o� en sind und irgendwie hat sie gepasst hier. Sie hat ihre De� zite ja, ist aber 
lernbereit, und hat auch ihre Aufgaben, wie die Anderen, die sie für ’s Team 
übernimmt. Also ’n ganz blödes Beispiel, wir haben hier ’ne Frühstückskasse, 
wo wir dafür sorgen, dass immer Frühstück da ist, und sie bringt jeden Morgen 
Brötchen mit. So was ist auch wichtig, wenn man ’ne Gemeinschaft sein will, wo 
jeder seinen Part übernimmt. Und was ’n großer Vorteil ist, sie ist absolut zuver-
lässig, also das ist eigentlich viel wichtiger als viele andere Punkte.“

Der Integrationsbegleiter Herr Konradi ermittelte bei den Betriebs-
besuchen regelmäßig mit dem betrieblichen Anleiter die fachlichen 
und überfachlichen Fähigkeiten. Der Qualifizierungsträger setzte 
hierfür erprobte Methoden ein. Ebenso wurden Fremd- und Selbst-
einschätzungsbögen mit der Teilnehmerin gemeinsam verglichen und 
ausgewertet. Dadurch war sie an der Aufgabe, das Passungsver-
hältnis zwischen den betrieblichen Anforderungen und den eigenen 
Fähigkeiten und Ressourcen positiv zu gestalten, aktiv beteiligt. Eine 
realistische Selbsteinschätzung und eigenverantwortliches Handeln 
werden so gestärkt.
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Die Berichte über die Entwicklungsstände, sowie die Anwesenheitslis-
ten gingen vierteljährlich an den zuständigen Rehabilitationsberater 
der Agentur für Arbeit. Nach dem positiven Eindruck des Beraters bei 
einem Betriebsbesuch und der Aussicht auf eine sehr gute Prognose 
des Verlaufs der Qualifizierung, war dies nur noch alle halbe Jahre 
erforderlich.

Herr Konradi achtete bei den Betriebsbesuchen auch auf die Stim-
mung am Arbeitsplatz. Gibt es Konflikte oder Fragen die geklärt 
werden müssen? Er selbst meint dazu:

„Im Grunde bestand meine Unterstützung darin, sie darin zu bestärken, dass 
sie es gut macht, Rückendeckung geben. Sie hatte ja dann auch einmal in der 
Woche hier bei uns (dem Quali� zierungsträger, Anmerk. d. Red.) den Unterricht 
besucht und es war eher wichtig, da immer mal nachzufragen. Martha Heinze 
war von Anfang an einfach nur froh in einer ganz normalen Gärtnerei zu sein. 
Ihr Wunschtraum ging in Erfüllung. Also sie hat sich da wirklich eingefügt in das 
Ganze, die mochten sich gegenseitig. Ich hatte auch nie den Eindruck, dass sie 
ausgenutzt worden wäre.“

Der betriebliche Anleiter sieht die Zusammenarbeit mit dem Integra-
tionshelfer so:

„Ja, er kam ab und zu schon vorbei und dann haben wir auch immer gespro-
chen, manchmal auch nur so: ‚Ja, ich wollt nur mal schauen, ob alles in Ord-
nung ist‘, manchmal länger, manchmal kürzer, vielleicht auch, um Martha zu 
zeigen, dass er präsent ist, dass er da ist und so. Aber er hat dann einfach auch 
mitgekriegt, wie gut sie hier aufgenommen worden ist und hat vielleicht in 
manchen Punkten auch gesagt: ‚Ach, dann stör’ ich Euch jetzt mal lieber nicht, 
es ist ja viel schöner was hier läuft, � eißig ist sie, zuverlässig ist sie‘ Martha hat 
hier ihre Chance gesehen, und die hat sie sehr gut genutzt.“
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EIN SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGES 
ARBEITSVERHÄLTNIS
Ein halbes Jahr vor Beendigung der Qualifizierung bat der Arbeitge-
ber den Qualifizierungsträger um eine Beratung zu den Möglichkeiten 
einer Übernahme in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhält-
nis. Dies war viel früher als sonst in diesen Fällen üblich. Sie wollten 
Martha H. nicht mehr missen. Der Integrationshelfer informierte den 
Arbeitgeber über das Prozedere, die zu beantragende Förderun-
gen und bot hierfür seine Unterstützung an. Die Beratung gab dem 
Inhaber die Sicherheit zu sagen: „Das können wir uns vorstellen, mit der 
Unterstützung können wir das scha� en.“ 
So konnte die Beantragung der Lohnkostenzuschüsse bei der Ar-
beitsagentur in Angriff genommen werden. Diese sind allerdings ganz 
gering ausgefallen. Für ein Jahr wurden nur 40 % der Lohnkosten 
bewilligt. Leider war kein Vertreter bzw. keine Vertreterin des zu-
ständigen Arbeitgeberservice vor Ort, um den tatsächlichen Unter-
stützungsbedarf einzuschätzen. Dazu der Integrationsbegleiter Herr 
Konradi:

„Ich fand das nicht angemessen. Die Lese- und Rechtschreibschwierigkeiten 
sind da. Der Betrieb braucht die Unterstützung!“

Der Arbeitgeber ist in Widerspruch gegangen, der abschlägig be-
schieden worden ist. Klagen wollten sie nicht. Und im Grunde rette-
ten das dann die beim Integrationsamt beantragten SchwoB-Mittel. 
Martha H. hat durch ihre bescheinigte Schwerbehinderung Anspruch 
auf diese Förderleistung. Sie kann bis zu fünf Jahren gewährt wer-
den. Diese Mittel laufen vom Beginn des Arbeitsverhältnisses an, 
werden jedoch erst nach Ablauf des ersten Jahres ausgezahlt. Dem 
Arbeitgeber standen also im ersten Jahr nur die 40 % Lohnkosten-
zuschüsse der Arbeitsagentur zur Verfügung.
Martha H. wurde unmittelbar an die Qualifizierung der Unterstützten 
Beschäftigung vom Betrieb in ein sozialversicherungspflichtiges Ver-
hältnis übernommen, als ‚Helferin im gärtnerischen Bereich‘. So steht 
es in ihrem unbefristeten Arbeitsvertrag. 

Inzwischen arbeitet Martha H. seit ca. zwei Jahren als feste Mitarbei-
terin in Vollzeit im Team der Gärtnerei. Sie hat im täglichen Arbeits-
ablauf konkrete Arbeitsaufgaben übernommen, die sie selbstständig 
ausführt. Durch die gemachten Erfahrungen und ihre Aufmerksamkeit 
erweiterte sich ihr Blickfeld für die Pflanzenkunde und den organi-
satorischen Ablauf des Betriebes. Beispielsweise erkennt sie genau 
den richtigen Zeitpunkt des Wässerns der Pflanzengruppen. Generell 
entwickelte sie ein Gespür für Details, das mit dazu beiträgt, dass für 
die Kunden täglich qualitativ hochwertige Pflanzen bereitstehen. 

Neben dem weiteren Bemühen ihre Fähigkeiten im Lesen und Schrei-
ben zu verbessern, möchte Martha H. sich auch bei ihren Arbeitsauf-
gaben weiterentwickeln. Sie sagt selbst:

„Kundenberatung mach ich jetzt öfter, da lernt man ja auch was. Da hab ich 
von den Kollegen was abgeguckt, was die sagen, und wie die ’s sagen.“

Auch der Betrieb ist daran interessiert, dass Martha H. ihr Spektrum 
an Arbeitsaufgaben erweitert. Herr Kaiser dazu:

„Wir sind ja in unserem Alltag selber sehr eingebunden, aber da gibt es halt 
so Sachen, da würde ich sie gerne noch so ’n bisschen pushen. Sie geht ja 
mittlerweile manchmal auch auf Kunden zu, wenn z.B. alle anderen bereits 
im Gespräch sind. Dann kann sie auch fragen: „Kann ich Ihnen helfen? “ Dann 
sagt der Kunde: „Ja, ich suche hellrote Duftpelargonien.“ Dann hilft sie ihm bei 
der Auswahl und sagt „Tschüss“, also da braucht man sie noch nicht mal groß 
zu kontrollieren, das kriegt sie wunderbar hin. Wenn ’s komplexe Sachen sind, 
dann führt sie den Kunden freundlich zu einem Kollegen. Sie lernt immer mehr 
dazu und bedient mehr Kunden. Ansonsten wird sie ab und zu einfach mal dem 
Kunden vorgeschoben, damit sie vorwärts kommt. Wir wollen sie jetzt nicht 
nur als Dauermitläufer, wär’ schon schön, wenn sie sich weiter entwickelt. Das 
geht halt nicht, wenn du an einer Stelle stehen bleibst, und immer nur dasselbe 
machst und überhaupt nicht mehr gefördert wirst. Da sind wir alle hinterher 
und stoßen sie vielleicht auch manchmal in ’s kalte Wasser. Anders geht’s nicht. 
Bei Problemen kann man ja immer noch einschreiten. Wir stehen dann manch-
mal mit einem Ohr, tun so, als ob wir irgendwas machen, aber passen noch auf 
und das klappt. Im Großen und Ganzen ist sie schon so eine gute Gärtnerin, ich 
denke, dass sie in vielen Betrieben arbeiten könnte. Und im Nachhinein sieht 
man ja, wir haben alles richtig gemacht, weil sie hat sich in ’s Team eingefügt, 
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ist mittlerweile ein fester Bestandteil vom Team. Manchmal gehen wir nach 
der Arbeit bowlen, da kommt auch Martha mit. Nicht immer, weil sie hat so`n 
weiten Heimweg. Aber macht echt Spaß.“

Für die Zukunft wünscht sich Martha H. weiter in der Gärtnerei mit 
ihren KollegInnen arbeiten zu können. Das sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsverhältnis ermöglicht ihr auch im privaten Bereich einen 
guten Lebensstandard. Sie ist stolz auf den neu erworbenen Flach-
bildschirm und spart für eine Reise nach Österreich. Noch wohnt sie 
bei ihrer Mutter, eine gemeinsame Wohnung mit einer Freundin ist in 
Planung. Sie ist auf einem guten Weg.

Die ehemalige Lehrerin Frau Wichert schätzt es so ein:

„Ohne dieses Möglichkeit mit dem Persönlichen Budget eine Arbeit zu bekom-
men wäre wohl alles nicht möglich gewesen. Und diese Arbeit ist für Martha 
sehr sehr wichtig, wo eigentlich keiner dran glaubte, ’ne Schulverweigerin, die 
nicht spricht, die keine sozialen Kontakte aufnimmt, die fast alle Leute ablehnt 
und die einem eigentlich nur negativ begegnet ist, dass sie dann im Team arbei-
ten kann.“

Um Martha H. ein breiteres Spektrum von Arbeitsaufgaben zu er-
möglichen ist eine Unterstützung im Rahmen der betrieblichen Hilfen 
geplant. Dies soll wiederum über ein persönliches Budget erfolgen. 
Hierfür läuft ein Antrag beim Integrationsamt, der allerdings bisher 
auf Widerstände gestoßen ist. Gemeinsam mit anderen Antragstel-
lerInnen läuft dazu derzeit eine Sammelklage. Die Hoffnung auf den 
Erfolg ist vorhanden.

Martha Heinze:

„In der S-Bahn überlege ich, was ich zuerst machen werde, manchmal träume 
ich einfach nur so aus dem Fenster. Wenn ich da bin, ziehe ich mich um, dann 
gehe ich ins Gewächshaus „Guten Morgen“, ich hole mir die erste Stiege und 
fange an zu pikieren...manchmal trommelt leise der Regen auf das Glasdach, 
manchmal scheint die Sonne auf meine Hände. Das ist meine Arbeit. Um halb 
neun gehe ich mit meiner Kollegin rüber in den Frühstücksraum, zu den Ande-
ren.“
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Glossar
Arbeitsassistenz
In § 33 Abs. 8 Nr. 3 SGB IX: heißt es, dass die Kosten einer notwen-
digen Arbeitsassistenz als Hilfe zur Erhaltung oder Erlangung eines 
Arbeitsplatzes zur beruflichen Eingliederung übernommen werden.
Voraussetzung ist, dass es sich um eine notwendige, arbeitsplatzbe-
zogene Assistenz handelt und dass die Assistenzkraft bei der 
Durchführung der Arbeitsaufgaben behilflich ist, diese jedoch nicht 
vom Kern her übernimmt. 
Eine Arbeitsassistenz wird zunächst für drei Jahre gewährt, kann aber 
verlängert werden (wenn sich der Bedarf z.B. nicht mit der gelunge-
nen beruflichen Eingliederung erschöpft hat, sondern längerfristig 
gegeben ist).
Die Organisation und Anleitung der Assistenzperson obliegt der 
schwerbehinderten Person selbst, d.h. sie kann die Assistenzperson 
entweder selbst einstellen („Arbeitgebermodell“) oder einen Anbieter 
von Assistenzdienstleistungen auf eigene Rechnung mit der Orga-
nisation der Arbeitsassistenz beauftragen („Auftrags- oder Dienst-
leistungsmodell“). Somit ist die Arbeitsassistenz auch Ausdruck des 
Selbstbestimmungsrechts sowie des Wunsch- und Wahlrechts nach 
§ 9 SGB IX.
Weitere Informationen: http://www.forsea.de (Bundesverband Forum 
selbstbestimmter Assistenz behinderter Menschen e. V.), http://
www.bag-ub.de/aaz/ (Bundesarbeitsgemeinschaft für Unterstützte 
Beschäftigung e. V.).

Berufsbildungsbereich der Werkstätten 
Das Angebot einer angemessenen beruflichen Bildung ist eine der 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben der „Werkstätten für behin-
derte Menschen“ (kurz: WfbM) (vgl. § 136 SGB IX). Hieraus folgt, 
dass in jeder Werkstatt ein Berufsbildungsbereich einzurichten ist 
oder aber entsprechende Maßnahmen außerhalb der Werkstätten 
durchzuführen sind. Im Berufsbildungsbereich werden sowohl 

Einzelmaßnahmen als auch Lehrgänge zur Verbesserung der Teilhabe 
am Arbeitsleben sowie zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit der 
behinderten Menschen durchgeführt. 
Das Ziel der berufsbildenden Maßnahmen ist es, dass die Teil-
nehmerInnen nach deren Abschluss ein Mindestmaß wirtschaftlich 
verwertbarer Arbeitsleistung erbringen können. Die angebotenen 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sollen dabei möglichst 
breit gefächert sein, „um Art und Schwere der Behinderung, der 
unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, Entwicklungsmöglichkeit sowie 
Eignung und Neigung der behinderten Menschen soweit wie möglich 
Rechnung zu tragen“ (§ 4 Abs. 2 WVO). 

Integrationsamt
Das Integrationsamt ist gesetzlich zur Durchführung der besonderen 
Regelungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen verpflichtet. 
Seine Aufgaben sind in § 102 Abs. 1 SGB IX niedergelegt. Diese 
umfassen u.a. die Erhebung und Verwendung der Ausgleichsabgabe 
(z.B. zur Übernahme der Kosten einer Arbeitsassistenz oder einer 
Berufsbegleitung), den besonderen Kündigungsschutz für schwer-
behinderte Menschen sowie die begleitende Hilfe im Arbeitsleben 
(durch die Integrationsfachdienste). 
Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben soll behinderte Menschen bei 
der Ausübung einer Beschäftigung unterstützen und sie dazu befähi-
gen, ihre Fähigkeiten und Kenntnisse voll einzubringen, sich beruflich 
weiterzuentwickeln, sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten und 
Schwierigkeiten im Arbeitsleben besser zu bewältigen. Es können 
Geldleistungen sowohl für ArbeitnehmerInnen (z.B. technische Ar-
beitshilfen, zur Gründung einer selbständigen beruflichen Existenz, 
zur Teilnahme an berufsbildenden Maßnahmen), als auch für Arbeit-
geberInnen (z.B. zur behinderungsgerechten Einrichtung des Arbeits-
platzes) erbracht werden. 
Das Integrationsamt verfügt über einen beratenden Ausschuss für 
behinderte Menschen. 
Weitere Informationen: https://www.integrationsaemter.de.
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Integrationsfachdienst
Integrationsfachdienste (kurz: IFD) sind definiert als „Dienste Dritter, 
die bei der Durchführung von Maßnahmen zur Teilhabe schwerbe-
hinderter Menschen am Arbeitsleben beteiligt werden“ (§ 109 Abs. 
1 SGB IX). Die rechtlichen Regelungen zum Integrationsfachdienst 
(u.a. Begriff, Aufgaben, Beauftragung und Finanzierung) finden sich 
im SGB IX (§§ 102 und 109-115) sowie in der Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverordnung (§§ 27a und 28 SchwbAV).
Seine Dienste richten sich vor allem an diejenigen schwerbehinderten 
Menschen, die einen besonderen Bedarf an arbeitsbegleitender Be-
treuung haben, die den Übergang von einer WfbM in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt beabsichtigen, sowie an schwerbehinderte Schulab-
gängerInnen. Der IFD kann aber auch für behinderte Menschen ohne 
Schwerbehindertenstatus tätig werden. Besondere Berücksichtigung 
finden in diesem Zusammenhang Menschen mit psychischer Behin-
derung, sie werden in § 109 Abs. 4 SGB IX speziell genannt. 
Zu den Aufgaben des IFD gehören u.a. Informations-, Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen für schwerbehinderte Menschen sowie für 
ArbeitgeberInnen, Berufsorientierung und -beratung in den Schulen, 
Unterstützung und Begleitung von schwerbehinderten Jugendlichen 
bzw. junge Erwachsene in der Vorbereitung auf vorgesehene Arbeits-
plätze, Berufsbegleitung am Arbeitsplatz, psychologische Unterstüt-
zung und ggf. Krisenintervention sowie die Kooperation mit anderen 
AkteurInnen aus Bildungssektor und Arbeitsmarkt. 

IFD-Begleitung
Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben ist eine der gesetzlich vorge-
schriebenen Aufgaben des Integrationsamtes und ergibt sich recht-
lich aus § 38a SGB IX (Unterstützte Beschäftigung) in Verbindung 
mit § 102 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2-4 SGB IX (Aufgaben des Integrations-
amtes). Ein Baustein der „begleitenden Hilfe im Arbeitsleben“ ist die 
Berufsbegleitung für behinderte Menschen. Diese wird durchgeführt 
vom Integrationsfachdienst (daher die Abkürzung: IFD-Begleitung); sie 
erfolgt in enger Kooperation mit der Agentur für Arbeit und den Re-

habilitationsträgern. Leistungen der Berufsbegleitung werden insbe-
sondere gewährt, „um nach Begründung eines sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses die zu dessen Stabilisierung 
erforderliche Unterstützung und Krisenintervention zu gewährleisten“ 
(§ 38a Abs. 3 SGB IX).

Lohnkostenzuschüsse
ArbeitgeberInnen können finanzielle Leistungen erhalten, wenn sie 
einen Menschen mit einer Behinderung sozialversicherungspflichtig 
beschäftigen So gibt es u.a. Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung 
aber auch Lohnkostenzuschüsse, um ArbeitgeberInnen zu motivieren, 
Menschen mit einer Schwerbehinderung zu beschäftigen. Des Wei-
teren gibt es verschiedene Prämien aber auch Leistungen bei außer-
gewöhnlicher Belastung, Zuschüsse für Arbeitshilfen im Betrieb sowie 
Zuschüsse für die behinderungsgerechte Einrichtung von Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen.
Wie hoch ein Lohnkostenzuschuss ausfallen kann und für wie lange 
er bewilligt wird, hängt ganz vom individuellen Fall ab und kann nicht 
verallgemeinert werden. Dies wird deutlich, wenn man sich die Kom-
plexität der rechtlichen Regelungen zum „Eingliederungszuschuss“ 
(Lohnkostenzuschuss) vor Augen führt: Bei einem „Eingliederungszu-
schuss“ nach § 90 SGB III beträgt die Förderhöhe bis zu 70 Prozent 
des zu berücksichtigenden Arbeitsentgelts. Die Förderdauer beträgt 
für behinderte und schwerbehinderte Menschen bis zu 24 Monate, 
für besonders betroffene schwerbehinderte Menschen (die Kriterien 
hierfür finden sich in § 104 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a bis d) bis zu 60 
Monate und für besonders schwerbehinderte Menschen, die das 55. 
Lebensjahr abgeschlossen haben, bis zu 96 Monate. 
Nach den ersten zwölf Monaten verringert sich die Förderhöhe um 
zehn Prozentpunkte jährlich (Degression). Bei besonders betroffenen 
schwerbehinderten Menschen erfolgt die Degression erstmals nach 
Ablauf von 24 Monaten. Sie fällt jedoch nicht unter die Mindestför-
derung von 30 Prozent. 
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Die Voraussetzungen für eine Bewilligung eines Eingliederungszu-
schusses sind erfüllt, wenn behinderte und schwerbehinderte Men-
schen wegen in ihrer Person liegender Gründe erschwert vermit-
telt werden können. Darüber hinaus wirkt sich auf die Förderhöhe 
und Förderdauer aus, ob die Beschäftigung der behinderten oder 
schwerbehinderten Person ohne gesetzliche Verpflichtung oder über 
die Beschäftigungspflicht nach Teil 2 des SGB IX erfolgt.

Minderleistungsausgleich
Ein sogenannter Minderleistungsausgleich wird im Rahmen der 
Ausgleichsabgabe finanziert, „vor allem, wenn ohne diese Leistun-
gen das Beschäftigungsverhältnis gefährdet würde“ (§ 27 Abs. 1 
SchwbAV, Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung). Ein 
Minderleistungsausgleich kann zur Abgeltung einer behinderungsbe-
dingt „wesentlich verminderten Arbeitsleistung“ gezahlt werden und 
ist damit zu erklären, dass ArbeitgeberInnen zur Abgeltung „außer-
gewöhnlicher Belastungen“ Zuschüsse erhalten können, die mit der 
Beschäftigung eines schwerbehinderten Menschen verbunden sind (§ 
27 Abs. 1 SchwbAV in Verbindung mit § 72 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c 
SGB IX).
Außergewöhnliche Belastungen werden definiert als „überdurch-
schnittlich hohe finanzielle Aufwendungen oder sonstige Belastun-
gen, die einem Arbeitgeber bei der Beschäftigung eines schwerbe-
hinderten Menschen auch nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten 
entstehen und für die die Kosten zu tragen für den Arbeitgeber nach 
Art oder Höhe unzumutbar ist“ (§ 27 Abs. 2 SchwbAV). 
Die Dauer des Zuschusses bestimmt sich nach den Umständen des 
Einzelfalls, die Förderhöhe muss in einem angemessenen Verhältnis 
zum Arbeitsentgelt stehen.

Persönliches Budget
Seit Anfang 2008 haben behinderte oder von Behinderung bedrohte 
Menschen gemäß § 17 SGB IX einen Rechtsanspruch darauf, dass 
ihnen zustehende Leistungen zur Teilhabe nicht nur in Form der 
Sachleistung, sondern auch in der Leistungsform des Persönlichen 
Budgets ausgeführt werden, sofern sie dies wünschen. 
Bei der Sachleistung erhalten sie die Unterstützung von einer Ein-
richtung (z. B. einer Werkstatt für behinderte Menschen). Das Geld 
für diese Leistung wird vom Leistungsträger – beispielsweise der 
Bundesagentur für Arbeit – dieser Einrichtung zur Verfügung ge-
stellt. Mit dieser Transaktion hat der Leistungsempfänger – also der 
Mensch mit Behinderung – nichts zu tun. 
Bei der Leistungsform des Persönlichen Budgets ändern sich diese 
Verhältnisse grundlegend, weil Leistungsberechtigte das für ihre Un-
terstützung notwendige Geld selbst erhalten. Mit diesem Geld kön-
nen sie sich die Leistungen von Einrichtungen oder Personen ihrer 
Wahl einkaufen und die eigene Unterstützung selbst organisieren. 
Durch das Persönliche Budget werden Menschen mit Behinderungen 
zu Kunden mit eigener Kaufkraft und gewinnen die damit verbundene 
Selbstbestimmung. In Leichter Sprache heißt das Persönliche Budget 
„persönliches Geld“.
Weitere Informationen: http://www.budget.bmas.de
Die Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland 
e. V. (ISL) hat eine Beratungshotline zum Persönlichen Budget: 
01805/474712 und beantwortet Fragen per E-Mail (persoenliches.
budget@isl-ev.de). Außerdem gibt es eine Broschüre der ISL, die 
online abrufbar ist: http://www.isl-ev.de/attachments/article/651/
Persoenliches-Budget.pdf

PSU-Test 
Der PSU-Test ist eine Psychologische Eignungsuntersuchung, die im 
Rahmen eines beruflichen Rehabilitationsverfahrens zur „Förderung 
der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben“ (kurz: „beruf-
liche Reha“) zum Einsatz kommt. Der jeweilige Kostenträger kann 
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unterschiedlich sein (z.B. Deutsche Rentenversicherung Bund, Bun-
desagentur für Arbeit o.ä.), in der Regel wird der PSU-Test aber von 
den Bundesagenturen für Arbeit durchgeführt. 
Der PSU-Test beinhaltet unterschiedliche Testverfahren (Eignungs-
feststellungs- und Diagnoseverfahren). Seine Ergebnisse sollen der 
Einschätzung der gesundheitlichen bzw. behinderungsbedingten 
Einschränkungen dienen, sowie der Eignungsabklärung der zu för-
dernden Maßnahmen für den Kostenträger. Dieses Testverfahren 
wird von den Durchführenden des Win-Win Projektes kritisch gesehen, 
da so die individuellen Fähigkeiten und Ressourcen nicht umfassend 
abbildet werden können, zumal die Testbedingungen an sich für viele 
Menschen mit Einschränkungen eine Schwierigkeit darstellen, ihre 
Fähigkeiten deutlich zu machen.

Rehabilitations-Beratung
Wenn Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung einen 
Antrag auf „Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben“ stellen, haben 
sie Anspruch auf eine unterstützende Rehabilitations-Beratung. Dies 
liegt daran, dass die Leistungen, die der jeweilige Kostenträger finan-
ziert (z.B. bei einer Qualifizierung bzw. Ausbildung) unter die Rubrik 
„berufliches Rehabilitationsverfahren“ fallen. 
Die Rehabilitations-Beraterin bzw. der Rehabilitations-Berater sind 
in der Regel speziell ausgebildet und hinsichtlich der Belange von 
behinderten und chronisch kranken Menschen geschult. 
Im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung sollen Menschen 
mit Behinderungen, sowohl Erwachsene als auch Jugendliche, in-
dividuell und umfassend über die Möglichkeiten ihrer Teilhabe am 
Arbeitsleben beraten werden, um mit ihnen gemeinsam die erforder-
lichen Maßnahmen festzulegen. Dies erfolgt in den meisten Fällen in 
persönlichen Beratungen und Eignungsfeststellungen. Teil der Eig-
nungsfeststellung ist u.a. der Psychologische Test (PSU s.o.). Das im 
Ergebnis entstandene Gutachten gilt als Empfehlung und bildet in der 
Regel die Basis für die Förderleistungen.

„SchwoB-Mittel“ (Förderung) 
Die Abkürzung „SchwoB“ steht für „Schwerbehinderten-Joboffensive 
Berlin“ und ist der Name eines Sonder-Förderprogramms der Ber-
liner Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales aus dem 
Jahr 2010. Es zielte darauf ab, Menschen mit einer Schwerbehin-
derung zu unterstützen, eine Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu finden. 
Der Begriff „SchwoB-Mittel“ bezeichnet die finanziellen Zuwendun-
gen, die im Rahmen dieses Programms zur Verfügung gestellt wor-
den sind. Das Finanzvolumen betrug 8,7 Millionen EUR. Während 
der  Laufzeit des Programms vom 1.9.2010 bis zum 31.5.2013 sollten 
mindestens 100 Arbeitsplätze und 50 Ausbildungsplätze für be-
sonders benachteiligte Gruppen von schwerbehinderten Menschen 
geschaffen werden. Besondere Zielgruppen des Förderprogramms 
waren zum einen TeilnehmerInnen der Werkstätten für behinderte 
Menschen, die auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wechseln wollten, 
und zum anderen jugendliche SchulabgängerInnen mit einer Schwer-
behinderung. 
Das Förderprogramm setzte sich aus drei Säulen zusammen: Die ers-
ten beiden Säulen umfassten die Gewährung finanzieller Anreize für 
ArbeitgeberInnen, für die Schaffung neuer Arbeitsplätze für schwer-
behinderte ArbeitnehmerInnen (erste Säule) sowie neuer Ausbil-
dungsplätze für schwerbehinderte ArbeitnehmerInnen (zweite Säule). 
Die dritte Säule widmete sich der Beratung und Begleitung schwer-
behinderter Menschen am Übergang von Schulen und Werkstätten 
für behinderte Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch 
zwei neu geschaffene Integrationsfachdienste. Umgesetzt wurde das 
Programm vom Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo).

Unterstützte Beschäftigung
Die Unterstützte Beschäftigung (UB) ist eine von mehreren Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die behinderten oder von 
Behinderung bedrohten Menschen zur Verfügung stehen. Sie ist im 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch, § 38a SGB IX geregelt. Die UB zielt 
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darauf ab, behinderten Menschen, die einen besonderen Unterstüt-
zungsbedarf haben „eine angemessene, geeignete und sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung zu ermöglichen und zu erhalten“ 
(§ 38a Abs. 1 SGB IX). Sie wurde für Personen entwickelt, die bei 
einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen un-
terfordert wären, den Anforderungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
jedoch nicht ohne Weiteres gerecht werden können. Die UB umfasst 
eine individuelle betriebliche Qualifizierung sowie – im Bedarfsfall – 
auch eine Berufsbegleitung. In der Unterstützten Beschäftigung gilt 
der Grundsatz: „Erst platzieren, dann qualifizieren.“
In der Qualifizierung werden neben berufsspezifischen Kenntnissen 
auch berufsübergreifende Lerninhalte und Schlüsselqualifikationen 
vermittelt. Ziele der Leistung sind die Erprobung geeigneter betrieb-
licher Tätigkeiten, die Unterstützung der behinderten Menschen bei 
der Einarbeitung und Qualifizierung für einen betrieblichen Arbeits-
platz (vgl. § 38a Abs. 2 SGB IX) und die Vorbereitung auf ein sozi-
alversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis Die Leistung ist 
vom zuständigen Rehabilitationsträger zu erbringen und kann für bis 
zu zwei Jahre bewilligt werden. Sie kann um weitere zwölf Monate 
verlängert werden, sofern dies für den Qualifizierungserfolg oder eine 
anschließende Arbeitsaufnahme notwendig ist (vgl. ebd.).
Eine an die Qualifizierung anschließende Berufsbegleitung wird dann 
gewährt, wenn zum Erhalt des sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses eine besondere Unterstützung und Krisen-
intervention erforderlich ist (§ 38a Abs. 3 SGB IX). Finanziert wird die 
Berufsbegleitung vom zuständigen Rehabilitationsträger oder vom 
Integrationsamt und zwar „solange und soweit sie wegen Art oder 
Schwere der Behinderung zur Sicherung des Beschäftigungsverhält-
nisses erforderlich sind“ (ebd.). 
Die AnbieterInnen von Leistungen im Rahmen der Unterstützten 
Beschäftigung müssen bestimmten Qualitätsanforderungen entspre-
chen (z.B. über entsprechend geschulte Fachkräfte verfügen) und 
müssen dies nachweisen.
Weitere Informationen: http://www.bag-ub.de (Bundesarbeitsgemein-
schaft für Unterstützte Beschäftigung e. V.), https://www.integration-
saemter.de/Unterstuetzte-Beschaeftigung/509c/index.html.

Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM)
Der Begriff „Werkstätten für behinderte Menschen“ (kurz: WfbM) ist 
in Kapitel Zwölf, Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) definiert. 
Das SGB IX regelt die Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen. Die Werkstätten sind nach § 136 SGB IX Einrichtungen zur 
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben und zur Einglie-
derung in das Arbeitsleben. Menschen, die aufgrund der Art oder 
Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt werden können, ist 
in den Werkstätten eine „angemessene berufliche Bildung und eine 
Beschäftigung zu einem ihrer Leistung angemessenen Arbeitsentgelt“ 
anzubieten und „zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähig-
keit zu erhalten, zu entwickeln, zu erhöhen oder wiederzugewinnen 
und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln“ (ebd.). 
Die Werkstätten lassen sich in drei Bereiche aufteilen: Erstens in ein 
Eingangsverfahren (um zu klären, ob und wenn ja, welche Art von 
Beschäftigung in der WfbM möglich ist), zweitens in einen Berufs-
bildungsbereich und drittens in einen Arbeitsbereich. Des Weiteren 
müssen die Werkstätten über verschiedene begleitende Dienste ver-
fügen, um die Betreuung der KlientInnen in pädagogischer, sozialer, 
medizinischer und psychologischer Sicht zu gewährleisten. 
Zum gesetzlichen Auftrag der Werkstatt gehört es auch, den Über-
gang geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch 
geeignete Maßnahmen zu fördern (§ 136 Abs. 1 Satz 3 SGB IX). 
Dennoch gelingt Beschäftigten der WfbM dieser Übergang sehr sel-
ten. Nach den dazu vorliegenden Untersuchungen liegt die Überlei-
tungsquote im Bundesdurchschnitt deutlich unter einem Prozent.
Weitere Regelungen zu den Werkstätten finden sich in den Para-
graphen 136 bis 144 SGB IX sowie in der Werkstättenverordnung 
(WVO). Die Werkstätten sind überregional in der „Bundesarbeitsge-
meinschaft Werkstätten für behinderte Menschen e. V.“ (BAG WfbM) 
zusammengeschlossen. Weitere Informationen sind unter den fol-
genden Links abrufbar: http://www.bagwfbm.de und http://www.
werkstaetten-im-netz.de.
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Kurzbeschreibung Projekt
„Win-Win für Pankow“
Der Großbezirk Pankow verfügt über viele kleine und mittelständische 
Unternehmen in den Bereichen Wirtschaft, Technologie, Handwerk 
und Dienstleistung. Der Bezirk legt großen Wert darauf, Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze zu schaffen, doch griff diese Strategie für sozial 
benachteiligte und behinderte Jugendliche kaum. Das „Berliner 
Zentrum für Selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen e. V.“, 
das „Netzwerk für betriebliche Integration und Sozialforschung e. V.“ 
sowie der Verein und die Zweckbetriebe von „Fördern durch Spiel-
mittel e. V.“ haben sich deshalb 2009 mit Partnern aus der Verwal-
tung zur „Pankower Initiative Ausbildung und Arbeit für Menschen 
mit Behinderung – PIAA“ zusammengeschlossen. Mit Unterstützung 
des bezirklichen Bündnisses für Wirtschaft und Arbeit haben die drei 
Träger vom 01.09.2011 bis 30.09.2014 das PEB-Projekt „Win-Win für 
Pankow“ durchgeführt.

Die drei Träger bildeten die Kerngruppe eines betrieblichen Qualifi-
zierungsverbundes für Menschen mit Behinderung. Gemeinsam setz-
te man sich zum Ziel, die beruflichen Lebenschancen auch für junge 
Menschen mit Behinderung nutzbar zu machen. Die meisten Jugend-
lichen mit Behinderungen besuchen Förderschulen, von wo aus der 
Weg oftmals nur in ebenfalls „geschützte“ Einrichtungen im Bereich 
Ausbildung oder Arbeit führt. Andererseits scheuen potenzielle 
Ausbildungs- und ArbeitgeberInnen in kleinen und mittelständischen 
Unternehmen (KMU) den Zeit- und Bürokratieaufwand, Jugendlichen 
mit Förderbedarf in ihre betrieblichen Abläufe zu integrieren. „Win-
Win für Pankow“ wollte betriebliche Integrationspotenziale für junge 
Menschen mit Behinderungen in Betrieben erschließen und nutzen. 
SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf – also junge 
Menschen mit Behinderungen unterschiedlicher Art und Ausprägung 
– erhalten durch eine betriebliche Qualifizierung die Möglichkeit 
eines bruchlosen Übergangs außerhalb geschützter Sondereinrich-
tungen. In diesem Zusammenhang werden sie auf eine Ausbildung 
oder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt vorbereitet, da die jungen Menschen sich während die-
ser Zeit die dafür notwendigen Fähigkeiten und Fertigkeiten aneignen 
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können. Gleichzeitig kann durch die Teilhabe am Arbeitsleben von 
Menschen mit Behinderung zur Personalbedarfsdeckung in Betrieben 
des allgemeinen Arbeitsmarktes beigetragen und durch Begleitung 
deren Zögerlichkeit abgebaut werden.

Schulen sollen gemäß ihres Auftrages Duales Lernen in Kooperation 
mit integrationsbereiten Betrieben praktizieren und ihren SchülerIn-
nen hierdurch realitätsbezogene und selbstbestimmte Berufswahl-
entscheidungen ermöglichen.

Der immer akuter werdende Fachkräftemangel von klein- und mit-
telständischen Unternehmen kann so mit der Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen und dem gesellschaftlichen Kontext 
der Inklusion in Einklang gebracht werden, so dass eine Win-Win-
Situation für alle entsteht. Unter Berücksichtigung, dass bei dieser 
Zielgruppe stärker als sonst ganz individuelle Wege ins Arbeitsleben 
führen, bedarf es einer individuellen, betriebsintegrierten berufsvor-
bereitenden Qualifizierung, welche konzipiert und umgesetzt werden 
sollte. Um dies zu erreichen, nutzte das Projekt die neue, bislang 
unerfahrene Finanzierungsmöglichkeit des Persönlichen Budgets. Im 
Gegensatz zur herkömmlichen Sachleitungsfinanzierung ist diese re-
lativ neue Leistungsform bei den meisten der Beteiligten unbekannt, 
ermöglicht jedoch eine sehr individuelle, am Bedarf der zu Qualifizie-
renden, orientierte Herangehensweise. Menschen mit Behinderungen 
nehmen dabei die Rolle als gleichberechtigte und aktive Partner ein.
Durch dieses Projekt wurden junge Menschen mit Behinderung auf 
ihrem Weg in ein selbstbestimmtes und gleichberechtigtes Arbeits-
leben unterstützt. Mit dieser Unterstützung ist es sieben Schulab-
solventen mit sonderpädagogischem Förderbedarf gelungen, in eine 
betriebsintegrierte Qualifizierung einzusteigen, die sie auf betriebli-
che Ausbildungs- und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in 
den Qualifizierungsbetrieben vorbereitet. Drei Teilnehmende haben 
diese Qualifizierung bereits erfolgreich abgeschlossen. Zwei nahmen 
in ihren Kooperationsbetrieben eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung auf und einer eine Ausbildung. Vier Teilnehmende 

befinden sich noch in der betrieblichen Berufsvorbereitung und ha-
ben sich gute Chancen erarbeitet, um ebenso wie ihre Vorgänger den 
Übergang in Ausbildung oder Arbeit zu schaffen.  
Diese Beschreibung lässt erkennen, dass die Erfahrungen von Win-
Win für Pankow im Hinblick auf die aktuelle Fachdiskussion in den 
Themenfeldern Fachkräftemangel, Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen und Inklusion von Bedeutung sind und über den 
konkreten Fallbezug hinaus Gewinn versprechen.
Unterstützt wurde Win-Win für Pankow durch einen Projektbeirat mit 
VertreteInnen der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissen-
schaft / Schulaufsicht Pankow, der Wirtschaftsförderung Berlin Pan-
kow, dem Gemeinsamen Arbeitgeber-Service von Arbeitsagentur und 
Jobcenter Pankow, vom Jugendamt und von der Abteilung Soziales, 
Gesundheit, Schule und Sport sowie vom Behindertenbeauftragten 
von Berlin Pankow.

weitere Informationen zum Projekt auf 

www.bzsl.de

gefördert durch:

Das Projekt „Win-Win für Pankow“ 
wird aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF) gefördert sowie aus 
Eigenmitteln der Projektpartner BIS e. 
V. und Fördern durch Spielmittel e. V.  
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